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Einführung 
Am 23.11.2007 wurde das reformierte Gesetz über den Versicherungsver-
trag (VVG) nach einer mehr als siebenjährigen Vorarbeit im Bundesge-
setzblatt verkündet. Es ist am 1.1.2008 in Kraft getreten und löst das im 
Wesentlichen aus dem Jahr 1908 stammende alte Versicherungsvertrags-
gesetz (VVG a. F.) ab. Ziel der Neufassung des Gesetzes ist es, das Versi-
cherungsvertragsrecht mit der rechtspolitischen und -tatsächlichen Ent-
wicklung der letzten Jahrzehnte wieder in Einklang zu bringen, zumal das 
alte Gesetz den Bedürfnissen eines modernen Verbraucherschutzes nicht 
mehr gerecht werden konnte.1 Daher wurde auf Grundlage der Vorschläge 
der Kommission zur Reform des Versicherungsvertragsrechts ein Gesetz 
erarbeitet, das die Stellung des Versicherungsnehmers gegenüber dem Ver-
sicherer deutlich stärkt und die Transparenz verbessert.2 Mittlerweile findet 
das reformierte VVG auf alle Schadenfälle Anwendung. Für Versiche-
rungsverträge, die vor dem Inkrafttreten des neuen VVG geschlossen wur-
den (Altverträge), galt das Gesetz in der alten Fassung noch für Versiche-
rungsfälle, die bis zum 31.12.2008 eingetreten sind, Art. 1 II EGVVG. Für 
diejenigen Versicherungsfälle, die vom 1.1.2009 an eintreten, gilt das neue 
VVG auch für die Altverträge. Auf die ab dem 1.1.2008 abgeschlossenen 
Neuverträge wird das VVG in der Fassung von 2008 bereits seit Inkrafttre-
ten am 1.1.2008 angewendet. 
Einer der wichtigsten und umstrittensten Kernpunkte der VVG-Reform 
war die Aufgabe des Alles-oder-nichts-Prinzips. Dieses Prinzip beschrieb 
die Sanktionierung von Vertragsverstößen des Versicherungsnehmers mit 
der Leistungsfreiheit des Versicherers. Ein Versicherungsnehmer, der eine 
Obliegenheit oder Pflicht schuldhaft verletzte, verlor – teilweise unter der 
Voraussetzung eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen der Verlet-
zungshandlung und dem Versicherungsfall – uneingeschränkt seinen Ver-
sicherungsanspruch. Dies galt unabhängig davon, in welchem Ausmaß der 
Vertragsverstoß für den Eintritt des Versicherungsfalles ursächlich war.3  
Die Reformkommission konstatierte dem Alles-oder-nichts-Prinzip zwar 
ein hohes Maß an Praktikabilität, da die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Feststellung einer Vertragsverletzung und eines hinreichenden Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers ohne Weiteres und insgesamt eintrat. 
                                                 
1 BTDrucks 16/3945, S. 1. 
2 BTDrucks 16/3945, S. 1. 
3 Meixner/Steinbeck, § 1 Rn. 197 S. 60, Rn. 198. 
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Sie empfand es aber vor allem deswegen als unbefriedigend, weil bei nur 
geringem Unterschied des Verschuldens gegensätzliche Rechtsfolgen ein-
traten, nämlich in dem einen Fall voller Versicherungsschutz und in dem 
anderen, fast identischen Fall völlige Leistungsfreiheit.4 Es standen also 
nur zwei alternative Rechtsfolgenregelungen zur Verfügung: Entweder war 
der Versicherer in vollem Umfang zur Leistung verpflichtet oder er war 
von der Leistung befreit. Die Möglichkeit einer nur teilweisen Leistungs-
freiheit sah das VVG a. F. nicht vor. Daher wurde im Rahmen der Reform 
des VVG bei der grob fahrlässigen Verletzung einer vertraglichen Oblie-
genheit ein flexibles Quotensystem eingeführt. Das bedeutet, dass der Ver-
sicherer seine Leistung entsprechend der Schwere des Verschuldens kürzen 
kann, § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG. Dieses neue System soll im Einzelfall zu 
gerechten Ergebnissen führen. Der Umfang der Leistungspflicht des Versi-
cherers richtet sich künftig nach dem Maß der groben Fahrlässigkeit. 
Bei der Leistungskürzung entsprechend dem Maß des Verschuldens han-
delt es sich um eine versicherungsrechtliche Besonderheit. Bei der zivil-
rechtlichen Haftung aufgrund Gesetzes oder Rechtsgeschäfts gibt es nur 
die Möglichkeit der vollen Haftung oder der Nichthaftung. Die dafür maß-
gebliche Grenze des Verschuldens liegt meist zwischen einfacher und gro-
ber Fahrlässigkeit oder zwischen Fahrlässigkeit und Vorsatz.5 Bei der An-
wendung des neuen § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG hingegen muss das Verschul-
den des Versicherungsnehmers innerhalb des schmalen Bereichs der gro-
ben Fahrlässigkeit präzise festgelegt werden. Es ist eine Leistungskür-
zungsquote zu bilden, die dem Maß der groben Fahrlässigkeit entspricht. 
Das bedeutet, dass das Gewicht des Verschuldens im Wege einer Bin-
nendifferenzierung innerhalb der Verschuldensstufe der groben Fahrlässig-
keit bestimmt werden muss. Entsprechend dieser Quote wird der Schaden 
zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer geteilt. Zusätzlich zu der 
bisherigen Abgrenzung zwischen einfacher und grober Fahrlässigkeit ver-
langt das Gesetz also eine noch weitergehende Differenzierung. 
Der Gesetzgeber räumt ein, dass die Quotelung zunächst mit nicht uner-
heblichen Problemen in der praktischen Umsetzung verbunden sein wird. 
Nach den Erfahrungen im Ausland könne aber davon ausgegangen werden, 
dass sich in der Praxis Kriterien herausbilden werden, die zu sachgerechten 

                                                 
4 BTDrucks 16/3945, S. 49. 
5 Vgl. VVG-Komm/Pohlmann, § 28 Rn. 110. 
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und überschaubaren Ergebnissen führen werden.6 Dieser Hinweis auf die 
Erfahrungen im Ausland erfolgte wohl vor dem Hintergrund der Ver-
gleichsregelung des Art. 14 II VVG Schweiz zur schuldhaften Herbeifüh-
rung des befürchteten Ereignisses. Danach ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem dem Grade des Verschuldens entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen, wenn das Ereignis absichtlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt wurde. Einige Befürworter der Einführung der Quotelung haben 
die Behauptung aufgestellt, das Schweizer Versicherungsvertragsgesetz sei 
ein Vorbild für die Regelung zur Quotelung in Deutschland.7 Daher drängt 
sich die These auf, dass auf die Rechtsprechung und Literatur in der 
Schweiz zurückgegriffen werden kann, wenn in Deutschland Rechtsfragen 
im Rahmen der Quotelung auftreten.  
Allerdings besteht eine direkte Vergleichbarkeit nur zwischen Art. 14 II 
VVG Schweiz und § 81 II VVG (Herbeiführung des Versicherungsfalles), 
nicht dagegen zu § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG (Verletzung einer vertraglichen 
Obliegenheit). Im Übrigen existiert in der Schweiz kein allgemeines Quo-
tenmodell. So ist der Versicherer bei einer Obliegenheitsverletzung nach 
Eintritt des befürchteten Ereignisses schon bei einfacher Fahrlässigkeit 
grundsätzlich leistungsfrei, Art. 38 II VVG Schweiz. Das Schweizer Versi-
cherungsvertragsgesetz ist also strenger als das reformierte deutsche VVG. 
Auch im Bereich der Gefahrerhöhung mit Zutun des Versicherungsneh-
mers sieht das Versicherungsvertragsgesetz der Schweiz kein Quotenmo-
dell vor, sondern eine Leistungsfreiheit des Versicherers, Art. 28 I VVG 
Schweiz. Daher kann die Regelung des Art. 14 II VVG Schweiz nicht für 
alle deutschen Quotenregelungen als Vorbild herangezogen werden. 
Daneben verbieten aber auch systematische Unterschiede zwischen  
Art. 14 II VVG Schweiz und der Quotelung in Deutschland eine Übertra-
gung der Grundsätze zur Leistungskürzung entsprechend der Schwere des 
Verschuldens. Art 14 II VVG Schweiz befindet sich systematisch bei den 
Allgemeinen Bestimmungen (Art. 1–46 VVG Schweiz) und gilt daher für 
das gesamte Schweizer VVG. In Deutschland dagegen ist die grob fahrläs-
sige Herbeiführung des Versicherungsfalles in der Haftpflichtversicherung 
nach § 103 VVG mitversichert. Gleiches gilt für die Krankenversicherung 
(§ 201 VVG) und die Unfallversicherung (§ 183 VVG). Der Versiche-
rungsnehmer in der Schweiz wird also gegenüber dem deutschen Versiche-
                                                 
6 BTDrucks 16/3945, S. 69. 
7 Römer, VersR 2000, 661, 663; Terbille, r+s 2000, 45, 51. 
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rungsnehmer erheblich benachteiligt. Der Schutz des Versicherungsneh-
mers wird in der Schweiz durch die Bildung von moderaten Leistungskür-
zungsquoten verwirklicht. Sogar bei Trunkenheitsfahrten mit einer Blutal-
koholkonzentration von mehr als 2 ‰ werden nur Quoten von 50 % oder 
weniger gebildet.8  
Zudem kann keineswegs die Rede davon sein, dass die Quotelung in der 
Schweiz zu keinen Schwierigkeiten geführt hat. Vielmehr ist die Quoten-
bildung auch in der Schweiz stark umstritten.9 Rechtsvergleichende Unter-
suchungen haben bisher kein geeignetes Modell oder eine Systematisie-
rung in Fallgruppen hervorgebracht. Eine richterliche Systembildung 
scheint bisher nicht existent zu sein.10 
Letztlich können auch in Deutschland offene Rechtsfragen nicht durch ei-
nen Blick auf die Schweizer Literatur und Rechtsprechung gelöst werden. 
So ist beispielsweise in der Schweiz keine Fallgestaltung denkbar, in der es 
zu dem Problem der Mehrfachquotierung kommen kann.11 Auch für die 
Frage nach den zulässigen Kriterien zur Bestimmung des Maßes der gro-
ben Fahrlässigkeit verbietet sich ein Blick auf die Rechtsanwendung in der 
Schweiz, da dort über den Wortlaut des Gesetzes hinaus verschuldensirre-
levante Kriterien wie z. B. die finanzielle Situation des Versicherungsneh-
mers oder der Eintritt schwerer Schadensfolgen berücksichtigt werden.12 
Aufgrund dieser Feststellungen kann zur Beantwortung offener Rechtsfra-
gen bei der Quotelung in Deutschland nicht auf die Rechtsprechung und 
Literatur in der Schweiz zurückgegriffen werden. Die deutsche Rechtswis-
senschaft und Rechtsprechung muss eigene Wege zur praktischen Umset-
zung der Quotelung entwickeln. 
Die neue Vorschrift des § 28 II S. 2 VVG zur Quotelung bei der grob fahr-
lässigen Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit wirft eine Vielzahl 
von Fragen auf.13 In der versicherungswissenschaftlichen Literatur ist da-
her insbesondere seit dem Jahr 2007 eine lebhafte Diskussion zur prakti-
schen Anwendung der Norm entbrannt. Es wurde eine Vielzahl von Quote-
                                                 
8 Günther, in: FS für Wälder, S. 123, 136, 139. 
9 Einen Überblick zum Streitstand gibt Günther, in: FS für Wälder, S. 123, 134 f. 
10 Rechtsvergleichende Untersuchungen: Baumann, in: FS für Weber, S. 531, 547 ff.; Günther, in: FS für Wäl-
der, S. 123 ff.; Armbrüster, Das Alles-oder-nichts-Prinzip, Rn. 169 ff.; Armbrüster, VersWissStud 29. Band,  
S. 21, 29 ff. 
11 Günther, in: FS für Wälder, S. 123, 139. 
12 Hübner/Schmid, in: FS für Schirmer, S. 217, 242; Armbrüster, VersR 2003, 675, 678. 
13 Zu den Fernwirkungen der Quotelung siehe Schirmer, VersR 2011, 289, 290. 
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lungsmodellen und Lösungsversuchen vorgestellt, die eine Rechtsanwen-
dung erleichtern sollen. Mittlerweile wurden auch erste Gerichtsurteile zur 
Quotelung gefällt.  
Die vorliegende Arbeit nimmt die in den letzten Jahren entbrannte Diskus-
sion um die Quotenbildung zum Anlass, die im Zusammenhang mit der 
Leistungskürzung auftretenden Probleme herauszuarbeiten, zu analysieren 
und unter dogmatischen Aspekten Lösungen zu entwickeln. Es erfolgt eine 
umfassende rechtliche Würdigung des § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG mit dem 
Ziel, Unsicherheiten bei der Rechtsanwendung zu beseitigen. 
Ausgangspunkt der Arbeit – nach einer kurzen Darstellung der Rechtslage 
vor der VVG-Reform – ist die Frage nach der Kausalität als Voraussetzung 
der Quotelung. § 28 III S. 1 VVG bestimmt, dass der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet bleibt, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ur-
sächlich ist. Dieses Kausalitätserfordernis erfolgte laut Aussage der Regie-
rungsbegründung in Anlehnung an die sog. Relevanzrechtsprechung des 
BGH14, wonach der Versicherer bei einer vorsätzlichen folgenlosen Oblie-
genheitsverletzung nicht leistungsfrei wurde, wenn die Obliegenheitsver-
letzung objektiv generell ungeeignet war, die Interessen des Versicherers 
ernsthaft zu gefährden.15 Daraus folgern einige Stimmen in der Literatur, 
dass § 28 III S. 1 VVG – ebenso wie den Grundsätze der Relevanzrecht-
sprechung – ein abstrakter Kausalitätsmaßstab immanent ist.16 Daher soll 
zunächst geklärt werden, ob das Gesetz einen konkreten oder abstrakten 
Kausalitätsmaßstab verlangt. 
Im Anschluss wird der Ausgangspunkt der Quotenbildung ermittelt. Das 
Gesetz enthält in § 28 II S. 2, 2. Hs. VVG eine Vermutung für das Vorlie-
gen der groben Fahrlässigkeit. Die Beweislast für das Nichtvorliegen der 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. Daher stellt sich die 
Frage, ob das Gesetz neben dieser Vermutung des Vorliegens der groben 
Fahrlässigkeit auch eine solche für ihr Maß enthält. Wäre dies zu bejahen, 
ist im Weiteren fraglich, welche Einstiegsquote daraus resultiert und wer 
die Beweislast für den Grad der groben Fahrlässigkeit trägt. Diese Fragen 
werden in Abschnitt C. der Arbeit untersucht. 
                                                 
14 BTDrucks 16/3945, S. 69. 
15 BGH VersR 1998, 577, 578. 
16 Siehe S. 29. 
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Im weiteren Verlauf sollen die Kriterien zur Ermittlung des Maßes der 
groben Fahrlässigkeit ermittelt werden. Da die grobe Fahrlässigkeit nicht 
nur anhand objektiver Kriterien ermittelt wird, sondern auch auf Umstän-
den beruht, die die subjektive personale Seite der Verantwortlichkeit be-
treffen, wird ein Katalog von objektiven und subjektiven Kriterien zur Be-
stimmung des Grades der groben Fahrlässigkeit zusammengestellt. Dane-
ben soll auf die Frage eingegangen werden, ob im Rahmen der Leistungs-
kürzung nach § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG die Kriterien bei Vergleichsfällen 
einer Quotelung (z. B. § 254 BGB) herangezogen werden können und ob 
der Rechtsanwender ein Doppelverwertungsverbot zu beachten hat. Es 
wird untersucht, ob Verschuldensparameter, die die grobe Fahrlässigkeit 
überhaupt erst begründen, im Weiteren noch herangezogen werden kön-
nen, um das Maß des Verschuldens zu erhöhen. 
Im Fokus der Untersuchung soll auch die Frage nach den Grenzen der 
Quotelung stehen. Durch eine Auslegung des § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG wird 
geklärt, ob der Versicherer in Fällen der schwersten groben Fahrlässigkeit 
seine Leistung vollständig verweigern oder ob der Versicherungsnehmer in 
Fällen der leichtesten groben Fahrlässigkeit die Versicherungsleistung un-
gekürzt beanspruchen kann. 
In Abschnitt F. der Arbeit soll sodann der Vorgang der Quotelung durch-
leuchtet werden. Im Einzelnen wird untersucht, wie methodisch vorzuge-
hen ist, um den unbestimmten Rechtsbegriff des Maßes der groben Fahr-
lässigkeit zu konkretisieren. Im Wesentlichen kommen zwei Möglichkeiten 
in Betracht. Entweder wird der Sachverhalt in festgelegte allgemeingültige 
Unterkategorien der groben Fahrlässigkeit eingeordnet (z. B. leichte, mitt-
lere und schwere grobe Fahrlässigkeit) oder die vorhandenen Kriterien 
werden einer Gesamtbewertung unterzogen und gegeneinander abgewo-
gen. Zusätzlich wird geklärt, mit welchen Quotenschritten gearbeitet wer-
den sollte und ob Pauschalquoten sinnvoll sind und die Praktikabilität der 
Quotelung erhöhen. 
Abschnitt H. der Arbeit befasst sich mit der Quotenbildung beim Vorliegen 
mehrerer Leistungskürzungstatbestände. Da eine einzelne Obliegenheits-
verletzung nicht mehr zur vollständigen Leistungsfreiheit des Versicherers 
führt, sind Fälle denkbar, in denen das Aufeinandertreffen mehrerer Oblie-
genheitsverletzungen bewertet werden muss. Hinzu kommt, dass das Quo-
tensystem für sämtliche Verletzungen vertraglicher Pflichten und Oblie-
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genheiten gilt, also beispielsweise auch für die Herbeiführung des Versi-
cherungsfalles (§ 81 II VVG) und die Vornahme einer Gefahrerhöhung  
(§ 26 I S. 2 VVG). Das Leistungskürzungsrecht des Versicherers kann also 
neben § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG auch aus anderen Vorschriften hergeleitet 
werden. Im Schrifttum wurde eine Reihe von Modellen zur Mehrfachquo-
tierung entwickelt, die jedoch zum Großteil dogmatisch und methodisch 
nicht begründet werden. Daher soll eine Lösung vorgeschlagen werden, die 
dogmatisch haltbar ist. 
Im letzten Abschnitt wird die Frage geklärt, ob und wie die Quotelung 
nach § 28 II S. 2, 1. Hs. VVG bei einer nach §§ 5, 6 KfzPflVV betragsmä-
ßig begrenzten Leistungsfreiheit des Versicherers zu erfolgen hat. Diese 
Normen bestimmen, dass der Regress des Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherers nur bis zu einem maximalen Betrag von 2.500 € bzw. 5.000 € 
erfolgen kann. Der Versicherungsnehmer wird also bereits durch Regress-
obergrenzen vor einer unzumutbaren Belastung geschützt. Somit muss ge-
klärt werden, ob dem Versicherungsnehmer daneben auch noch die Quote-
lung zugutekommen darf und – falls ja – ob die Quotelung nur innerhalb 
der Regressobergrenzen erfolgen soll oder die Gesamtforderung zu kürzen 
ist, allerdings begrenzt durch den Höchstbetrag der Leistungsfreiheit. 
Zuletzt sollen die wesentlichen Ergebnisse der Arbeit in einer Zusammen-
fassung dargelegt werden. 
Zur Veranschaulichung der folgenden Ausführungen wird im Rahmen der 
Arbeit auf folgenden Beispielsfall Bezug genommen: 
VN und F befinden sich spät abends in ihrer Erdgeschosswohnung und fei-
ern die anstehende Geburt ihres ersten Kindes. VN, der normalerweise kei-
nen Alkohol konsumiert, ist so aufgeregt über die bevorstehende Geburt, 
dass er eine Flasche Sekt alleine trinkt. Plötzlich bekommt F Wehen, so 
dass sich VN entschließt, F mit seinem Wagen ins Krankenhaus zu fahren. 
In ihrer Eile vergessen sie, das zur Straße liegende Fenster zu schließen. 
VN besitzt einen ausländischen Führerschein, der in Deutschland nicht gül-
tig ist. Er ist jedoch irrig davon ausgegangen, dass seine Fahrerlaubnis 
auch in Deutschland gilt. Kurz vor Ende der 50 km langen Fahrt auf einer 
wenig befahrenen, aber kurvenreichen Landstraße verliert er die Kontrolle 
über sein Fahrzeug und stößt mit dem entgegenkommenden Fahrzeug des 
G zusammen. Dieser erleidet einen Sachschaden in Höhe von 7.000 €. Das 
Fahrzeug des VN wird nur leicht beschädigt. Die Reparaturkosten betragen 
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1.000 €. Im Krankenhaus wurde eine Blutalkoholkonzentration von 1,2 ‰ 
festgestellt. Aufgrund des Unfalls wurde das Kind der F tot geboren. Als 
VN und F nach einer Woche Krankenhausaufenthalt in ihre Wohnung zu-
rückkehren, stellen sie fest, dass sie Opfer eines Einbruchs wurden. Sie 
melden dies zwar ihrer Versicherung. Aus Trauer um ihr verstorbenes 
Kind und damit verbundenen Selbstvorwürfen versäumen sie es jedoch, 
eine Stehlgutliste bei der Polizei und der Hausratversicherung einzu-
reichen. Der Schaden beträgt 10.000 € (60 % Allerweltsware, 40 % identi-
fizierbare Sachen). VN verlangt nun von seiner Kaskoversicherung die 
Zahlung von 1.000 € für die Reparatur seines Fahrzeugs. Von seiner Haus-
ratversicherung verlangt er Zahlung von 10.000 €. Die Kraftfahrzeug-
Haftflichtversicherung des VN hat den Schaden des G in Höhe von 7.000 € 
diesem gegenüber reguliert. Nun nimmt sie VN in Höhe von 5.000 € in 
Regress. 
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A. Entstehung des neuen Obliegenheitenrechts 
I. Begriff der versicherungsrechtlichen Obliegenheit 
Um das Obliegenheitenrecht und insbesondere die Rechtsfolgen der Ver-
letzung einer vertraglichen Obliegenheit umfassend rechtlich würdigen zu 
können, ist zunächst der Begriff der versicherungsrechtlichen Obliegenheit 
zu klären. Wie schon das VVG a. F. enthält auch das reformierte VVG 
keine Definition der Obliegenheit. Die Gesetzesbegründung führt dazu aus, 
es sei auf eine Begriffsbestimmung weiterhin verzichtet worden, weil sonst 
dessen Weiterentwicklung durch die Rechtsprechung erschwert würde.17 
Nach heute ganz h.M. sind Obliegenheiten keine echten, unmittelbar er-
zwingbaren Verbindlichkeiten, sondern bloße Verhaltensnormen, die jeder 
Versicherungsnehmer selbständig beachten muss, wenn er seinen Versi-
cherungsanspruch erhalten will (sog. Voraussetzungstheorie).18 Sie können 
ihre Grundlage in gesetzlichen Bestimmungen (z. B. §§ 19 I, 30 VVG) o-
der in vertraglich vereinbarten Versicherungsbedingungen haben und bein-
halten Verhaltensnormen, die darauf gerichtet sind, den Adressaten zu ei-
nem Tun oder Unterlassen anzuhalten. Für versicherungsrechtliche Oblie-
genheiten gibt es weder Klage- noch Vollstreckungsmöglichkeiten. Zudem 
begründet eine Obliegenheitsverletzung keinen Schadenersatzanspruch.19 
Obliegenheiten lassen sich in zwei Gruppen unterteilen. Zur einen gehören 
die gefahrbezogenen Obliegenheiten, die den Zweck haben, das bei Ver-
tragsschluss ausgehandelte Äquivalenzverhältnis zwischen Prämie und Ri-
siko aufrechtzuerhalten. Zum anderen gibt es Informationsobliegenheiten, 
die den Versicherer in die Lage versetzen sollen, das versicherte Risiko 
zutreffend einschätzen und seine Leistungspflicht sachgerecht prüfen zu 
können.20 
 
II. Rechtslage nach § 6 VVG a. F. 
Nachfolgend werden die Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen nach 
dem alten VVG aus dem Jahr 1908, die Korrekturen der Rechtsprechung 

                                                 
17 BTDrucks 16/3945, S. 68. 
18 VVG-HB/Marlow, § 13 Rn. 4; a.A.: Verbindlichkeitstheorie, nach der Obliegenheiten echte Rechtspflichten 
darstellen, die als solche einklagbar sind und deren Verletzung einen Schadenersatzanspruch begründen kann; 
siehe dazu Prölss/Martin/Prölss, 27. Auflage, § 6 Rn. 30. 
19 HK-VVG/Felsch, § 28 Rn. 5. 
20 HK-VVG/Felsch, § 28 Rn. 3. 
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im Hinblick auf das Alles-oder-nichts-Prinzip und das Für und Wider des 
Alles-oder-nichts-Prinzips dargestellt. 
 
1. Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen nach  

§ 6 VVG a. F. 
Innerhalb des Rechtsfolgensystems des § 6 VVG a. F. differenzierte das 
Gesetz zwischen Obliegenheitsverletzungen vor (§ 6 I VVG a. F.) und 
nach (§ 6 III VVG a. F.) dem Versicherungsfall. Hinsichtlich der Oblie-
genheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles erfolgte wiederum 
eine weitergehende Differenzierung innerhalb der Absätze 1 und 2. 
 
a) Obliegenheitsverletzungen vor Eintritt des Versicherungs-

falles 
aa) § 6 I VVG a. F. 
§ 6 I VVG a. F. gewährte dem Versicherer bei einer Obliegenheitsverlet-
zung vor Eintritt des Versicherungsfalles ein Recht zur fristlosen Kündi-
gung und normierte unter gewissen Voraussetzungen eine volle Leistungs-
freiheit. § 6 I VVG a. F. bezog sich nur auf solche Obliegenheiten, welche 
den Zweck verfolgen, eine Erhöhung der sog. Vertragsgefahr auszuschlie-
ßen. Hierbei handelt es sich um Obliegenheiten zur Minimierung des sub-
jektiven Risikos, d.h. um die Summe der in der Person des Versicherungs-
nehmers liegenden Umstände, die den Eintritt des Versicherungsfalles 
wahrscheinlicher machen, als er es nach objektiven Kriterien wäre.21 Das 
Recht zur fristlosen Kündigung binnen eines Monats ab Kenntnis des Kün-
digungsgrundes und das Recht zur Berufung auf volle Leistungsfreiheit 
bestanden, wenn es dem Versicherungsnehmer nicht gelang, den komplet-
ten Entlastungsbeweis zu führen. Der Versicherungsnehmer musste bewei-
sen, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig noch einfach fahrlässig 
gehandelt hat. Zudem musste der Versicherer von seinem Kündigungsrecht 
Gebrauch machen (sog. Kündigungserfordernis des § 6 I S. 3 VVG a. F.). 
Auf eine Kausalität zwischen der Obliegenheitsverletzung und dem Eintritt 
des Versicherungsfalles kam es nicht an, d.h. der Versicherer wurde auch 
dann nach dem Alles-oder-nichts-Prinzip leistungsfrei, wenn sich die Ob-
liegenheitsverletzung in keiner Weise auf den Versicherungsfall ausge-
wirkt hat. 
                                                 
21 BK-VVG/Schwintowski, § 6 Rn. 106; Prölss/Martin/Prölss, 27. Auflage, § 6 Rn. 94, §§ 16, 17 Rn. 3. 
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bb)  § 6 II VVG a. F. 
§ 6 II VVG a. F. bezog sich auf die sog. Gefahrstandsobliegenheiten, die 
dazu dienen, den Eintritt des Versicherungsfalles zu verhindern oder zu 
erschweren.22 Er bestimmte, dass das Recht des Versicherers, sich bei Ver-
letzung einer Gefahrstandsobliegenheit auf Leistungsfreiheit zu berufen, 
eine Kausalität zwischen der Obliegenheitsverletzung und dem Eintritt o-
der dem Umfang des Versicherungsfalles voraussetzte. Diese Kausalität 
wurde vermutet, d.h. dem Versicherungsnehmer oblag der Beweis fehlen-
der Kausalität. Dabei genügte bereits eine irgendwie mitwirkende Kausali-
tät, um die vollständige Leistungsfreiheit des Versicherers nach sich zu 
ziehen.23 
 
b) Obliegenheitsverletzungen nach Eintritt des Versicherungs-

falles, § 6 III VVG a. F.  
Obliegenheiten, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
sind, waren in § 6 III VVG a. F. geregelt. Sie dienen dazu, die sichere Fest-
stellung des Versicherungsfalles und den Umfang der zu erbringenden 
Versicherungsleistung zu ermöglichen.24 § 6 III VVG a. F. gewährte dem 
Versicherer kein Kündigungsrecht, sondern nur die Möglichkeit, sich auf 
Leistungsfreiheit zu berufen. Auch hier wurde vorsätzliches Verhalten des 
Versicherungsnehmers vermutet. Allerdings blieben – anders als bei § 6 I 
und II VVG a. F. – fahrlässige Obliegenheitsverletzungen sanktionsfrei. 
Mindestvoraussetzung war somit das Vorliegen grober Fahrlässigkeit. 
Konnte dies bejaht werden, so trat Leistungsfreiheit nur „soweit“ ein, als 
die Verletzung Einfluss auf die Feststellung des Versicherungsfalles oder 
auf die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht hatte, § 6 II S. 2 
VVG a. F. Bei einer vorsätzlichen Obliegenheitsverletzung sah der Wort-
laut des § 6 III VVG a. F. keine Kausalitätsprüfung vor. 
 
2. Korrekturen der Rechtsprechung im Hinblick auf das  

Alles-oder-nichts-Prinzip  
Ziel der VVG-Reform war es, das Versicherungsvertragsrecht mit der 
rechtspolitischen und -tatsächlichen Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
wieder in Einklang zu bringen. Die allgemeinen Bestimmungen sollten un-
                                                 
22 BK-VVG/Schwintowski, § 6 Rn. 103. 
23 Römer/Langheid/Römer, § 6 Rn. 36. 
24 Römer/Langheid/Römer, § 6 Rn. 28. 



12  

ter Berücksichtigung der bisherigen Rechtsprechung zeitgemäß und über-
sichtlich gestaltet werden.25 Dieses Bedürfnis einer Anpassung des Geset-
zes an die Rechtswirklichkeit ergab sich vor allem aus der von den Gerich-
ten „teils praeter legem, teils contra legem betriebenen Rechtsfortbil-
dung“26 im Rahmen des § 6 VVG a. F. Ihr Ziel bestand darin, die unange-
messene Härte des Alles-oder-nichts-Prinzips abzumildern. Im Folgenden 
sollen daher die wichtigsten Korrekturen der Rechtsprechung kurz darge-
stellt werden. 
§ 6 II VVG a. F. normierte ein Kausalitätserfordernis für die sog. Gefahr-
standsobliegenheiten, enthielt aber keine Regelung hinsichtlich der sog. 
Vertragsgefahr. Die Rechtsprechung milderte die sich daraus ergebenden 
Härten für den Versicherungsnehmer ab, indem sie es dem Versicherer un-
ter Rückgriff auf § 242 BGB untersagte, sich auf die Leistungsfreiheit zu 
berufen, wenn bei objektiver Betrachtungsweise durch die Obliegenheits-
verletzung eine Gefährdung der Interessen des Versicherers schlechter-
dings nicht eintreten konnte.27 
Im Gegensatz zu § 6 II VVG a. F. konnte der Versicherungsnehmer für den 
Fall einer vorsätzlichen Obliegenheitsverletzung den Beweis fehlender 
Kausalität im Rahmen des § 6 III VVG a. F. nicht führen. Daher entwickel-
te der BGH die sog. Relevanzrechtsprechung. Danach war die Berufung 
auf Leistungsfreiheit durch den Versicherer nur zulässig, wenn die Oblie-
genheitsverletzung generell geeignet war, die Interessen des Versicherers 
ernsthaft zu gefährden und den Versicherungsnehmer der Vorwurf eines 
groben Verschuldens traf.28 Dieses Relevanzerfordernis galt für Obliegen-
heiten jeglichen Inhalts und für alle Versicherungszweige.29 
Bestand die Obliegenheitsverletzung in der Verletzung einer Aufklärungs- 
oder Auskunftsobliegenheit, so wurde zusätzlich verlangt, dass der Versi-
cherungsnehmer bei der Aufforderung zur Auskunft bzw. Aufklärung ein-
deutig und drucktechnisch hervorgehoben darüber belehrt wurde, dass der 
Versicherer im Fall einer vorsätzlichen Obliegenheitsverletzung auch dann 
leistungsfrei wurde, wenn sie folgenlos geblieben ist.30 

                                                 
25 BTDrucks 16/3945, S. 1. 
26 Bruck/Möller/Heiss, § 28 Rn. 2. 
27 BGH VersR 1971, 662, 663 f. 
28 BGH VersR 1970, 337, 338. 
29 Prölss/Martin/Prölss, 27. Auflage, § 6 Rn. 101 m.w.N. 
30 Prölss/Martin/Prölss, 27. Auflage, § 34 Rn. 22. 


